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K2Ü 614. Vertrag zwischen Deutschland, den Nieder¬
landen und der Schweiz, betreffend die Regelung der
Lachsfischereiim Stromgebiete des Rheins. Vom 30.

Juni 1885.
Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von

Preußen, mit Zustimmung Seiner Majestät des Königs
von Bayern, Seiner Majestät des Königs von Würt¬
temberg, Seiner KöniglichenHoheit des Großherzogs
von Baden, Seiner Königlichen Hoheit des Groß¬
herzogs von Hessen uud bei Rhein uud Seiner König¬
lichen Hoheit des Großherzogs von Oldenburg, sowie
Seine Majestät der König der Niederlande nnd der
Bundesrath der Schweizerischen Eidgenossenschaft, von
dem Wunsche geleitet, zur Hebung des Lachsbestandes
die Lachsfischerei im Stromgebiete des Rheins einheit-

Ausgegebenzu Düsseldorf am 10. Juli 1886.

lich zn regelv, haben zur Vereinbarung eines hierüber
abzuschließenden Vertrages zu Bevollmächtigtenernannt-

Seine Majestät der Deutsche Kaiser,
König von Preußen: den Herrn Eduard
Mareard, Allerhöchstihren Unterstaatssekretär und
Wirklichen Geheimen Rath,

Seine Majestät der König der Nieder¬
land e: Jonkheer vr. Frederik Philippe van
der Hoeven, AllerhöchstihrenaußerordentlichenGe¬
sandten und bevollmächtigten Minister bei Seiner
Majestät dem Deutschen Kaiser, König von Preußen,
den Herrn Dr. Eduard Nicolaas Rahusen,
Allerhöchstihren Präsidenten des Staatskollegiums für
die Seefischereien und den Herrn Dr. Philip
Adriaan Holsboer, Allerhöchstihren Direktor der
Domänen im Finanzministerium, und

derBundesrath der Schweizerischen Eid¬
genossenschaft: den Herrn Dr. Arnold Roth,
Seinen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Minister und den Herrn Dr. Alfred de Claparöde,
Legatiousrath, welche, nach Mittheilung und gegen¬
seitiger Anerkennung ihrer Vollmachten, über folgende
Punkte übereingekommen sind:

Artikel 1. Im Rheinstrom vom Fall bei Schaff¬
hausen an abwärts und allen Ausflüssen desselben,durch
welche Wasser von dem bei Lobith nngetheilten Rhein
in das Meer abfließen kann, soll beim Fischfange weder
mittelst ständiger Vorrichtungen (Fischwehr,Fach, Zalm-
steek), noch mittelst am Ufer oder im Flußbette be¬
festigter oder verankerter Fischereivorrichtungen(Reusen,
Sperrnetze) der Stromlauf auf mehr als auf die Hälfte
seiner Breite bei gewöhnlichemniedrigen Wasserstande
in der kürzesten geraden Linie von Ufer zu Ufer ge¬
messen, für den Zug der Wanderfischeversperrt werden
dürfen.

Diese Vorschrift soll auch auf die Nebenflüssedes
Rheins Anwendung finden; jedoch auf diejenigen Strecken
der Nebenflüsse, welche Grenzgewässer mit einem an
der Übereinkunft nicht betheiligtenStaate bilden, nur
soweit, als in dem Nachbarlande ein gleiches Vorgehen
beobachtet wird.

Die an einzelnenNebenflüssen bestehenden ständigen
Fischereivorrichtungen sollen dieser Vorschrift nicht unter¬
liegen, wenn mit denselben eine auf dieses besondere
Fangmittel gerichtete Fischereiberechtigung verbunden ist.



Artikel II. In den im Artikel I (Abs. 1) bezeich¬

neten Strecken des Rheinstroms und in den daselbst

(Abs. 2) bezeichneten Nebenflüssen des Rheins, soweit

sie den Durchzug der Lachse und Maifische zu den Laich¬

plätzen vermitteln, dürfen Treibnetze beim Fischfange
nur angewendet werden, wenn sie zwischen Ober- und
Uuter-Simm (Ober- und Unler-Leine) nicht über 2,5

Meter breit sind. Einwandige Netze, welche nur zum

Fange von Stör bestimmt und geeignet sind, sollen
dieser Beschränkung nicht unterworfen sein.

Mehrere Treibnetze dürfen nur in einer Entfernung

von einander ausgeworfen werden, welche mindestens

das Doppelte der Länge des größten Netzes beträgt.
Artikel III. Im Rheinstrom vom Fall bei Schaff¬

hausen an abwärts, in allen Ausflüssen desselben, durch

welche Wasser von dem bei Lobith ungetheilteu Rhein

in das Meer abfließen kann, nnd in allen Nebenflüssen

desselben soll jede Lachsfischerei mit Zegensbetrieb all¬

jährlich auf die Dauer von zwei Monaten verboten sein.

Die Einstellung dieser Fischereibetriebe soll umfassen:

1. auf Königlich niederländischem Gebiete die Zeit

vom 16. August bis zum 15. Oktober einschließlich;

2. auf der Strecke von der niederländisch-preußischen

Grenze an aufwärts die Zeit vom 27. August bis zum

26. Oktober einschließlich.

Die Regierungen der betheiligten Uferstaaten werden

für ihr Gebiet feststellen, welche Fischereibetriebe dieser

Vorschrift zu unterwerfen sind, und dabei Vorsorge

treffen, daß nicht unter dem Vorwanve der Fischerei

auf andere Fischarten thatsächlich Lachsfischerei be¬
trieben wird.

Ueber die getroffenen Anordnungen werden sich die

Regierungen gegenseitig Mittheilung machen.
Artikel IV. Von Basel an abwärts soll im Rhein¬

strom und in denjenigen Strecken seiner Nebenflüsse,

welche den Durchzug der Lachse und Maifische zu den

Laichstellen vermitteln, sowie in seinen im Artikel I be¬

zeichneten Ausflüssen die Fischerei auf Lachse und Mai¬

fische mit Geräthen jeder Art auf die Dauer von 24
Stunden in jeder Woche von Samstag Abend 6 Uhr

bis Sonntag Abend 6 Uhr eingestellt werden.

Der Königlich niederländischen Regierung bleibt vor¬

behalten, für die Lachsfischerei mit Reusen (Steek-

fischerei) im Fluthgebiete den Beginn dieser wöchent¬

lichen Schonzeit auf die erste tiefste Ebbe (1a,aA

nach Samstag Abend 6 Uhr und die Dauer der Schon¬

zeit auf 2 Tiden festzusetzen.
Artikel V. In denjenigen Strecken der Nebenflüsse

des Rheins, in welchen sich geeignete Laichstellen für

den Lachs finden, und im oberen Stromlaufe des

Rheins selbst von Mannheim-Ludwigshafen an aufwärts

bis zum Fall von Schaffhausen soll die Lachsfischerei

während der Dauer von mindestens 6 Wochen innerhalb

der Zeit vom 15. Oktober bis 31. December nur mit

ausdrücklicher obrigkeitlicher Genehmigung betrieben und

diese nur ertheilt werden dürfen, wenn die Benutzung

der Fortpflanzungselemente (Rogen und Milch) der ge¬

fangenen laichreifen oder der Laichreife nahestehenden

Lachse zum Zweck der künstlichen Fischzucht gesichert ist.

Unter dieser Voraussetzung darf die Lachsfischerei auch

während der wöchentlichen Schonzeit (Artikel IV) obrig¬
keitlich gestattet werden.

Artikel VI. Die Vorschriften der Artikel 1 bis V

dieser Übereinkunft finden auf die Mosel von ihrem
Austritt aus Elsaß-Lothringen bis Trier und auf alle

diejenigen linksseitigen Nebenflüsse der Mosel, welche in
ihrem Laufe preußisches nnd luxemburgisches Gebiet
berühren, keine Anwendung.

Der Königlich preußischen Regierung bleibt vorbe¬

halten, die Fischereiverhältnisse dieser Gewässer durch

Verständigung mit der Großherzoglich luxemburgischen

Regierung im Sinne dieser Uebereinkunft zu regeln.
Artikel VII. Zur Hebung des Lachsbestaudes im

Rheingebiete soll darauf Bedacht genommen werden, daß

1. die natürlichen Laichplätze in den Nebenflüssen den

aufsteigenden Lachsen wieder möglichst erschlossen und

zugänglich gemacht werden;

2. die Fortpflanzungselemente (Rogen und Milch)

der gefangenen Lachse möglichst zu Zwecken der künst¬
lichen Zucht verwendet werden.

Artikel VlII. Die Regierungen der betheiligten

Uferstaaten werden für ihr Gebiet ein Mindestmaaß

feststellen, unter welchem Lachse weder gefangen, noch

in den Verkehr gebracht werden dürfen.

Artikel IX. Die Regierungen der betheiligten

Uferstaaten werden die zum Vollzuge dieser Uebereinkunft
erforderlichen Vorschriften erlassen und deren Ueber-

tretung mit angemessenen Strafen bedrohen, auch das

zur Handhabung dieser Vorschriften erforderliche Auf¬

sichtspersonal bestellen.

Durch gegenwärtige Uebereinkunft wird die Befngniß

der einzelnen Staaten nicht ausgeschlossen, für ihre Ge¬

biete strengere Bestimmungen zum Schutz der Fische zu
treffen.

Artikel X. Jede Regierung der betheiligten Ufer¬

staaten wird für ihr Gebiet einen Bevollmächtigten be¬
stellen.

Diese Bevollmächtigten werden sich die von ihren

Regierungen getroffenen Anordnungen über das Fischerei¬

wesen im Rheingebiete gegenseitig mittheilen nnd von

Zeit zu Zeit zusammenkommen, um über die zur Förde¬

rung der Lachsfischerei im Rheiugebiete zu ergreisenden

Maßregeln zu berathen.

Artikel XI. Diese Uebereinkunft tritt sofort nach

ihrer Ratifikation in Kraft, bleibt von diesem Tage au

zehu Jahre lang in Wirksamkeit und, wenn sie nicht

zwölf Mouate vor diesem Zeitpunkte von einer der

vertragschließenden Regierungen gekündigt worden ist,

weiter von Jahr zu Jahr bis zum Ablauf eines Jahres

von dem Tage an gerechnet, an welchem die eine oder

andere der vertragschließenden Regierungen die Kündi¬

gung erklärt hat.

Artikel XII. Die gegenwärtige Uebereinkunft soll

ratifizirt und die Auswechselung der Ratifikationen soll

binnen möglichst kurzer Frist in Berlin bewirkt werden.
Zu Urknnd dessen haben die Bevollmächtigten die



Uebereinkunftunterzeichnet und ihr Siegel beigedrückt.
So geschehen zu Berlin, am 30. Juni 1885.

(l.. L.) Marcard.
(I.. 3.)' A. Roth.
(l^. 3.) Alfred de Claparöde.

Das vorstehende Uebereinkoinmen ist ratifizirt worden
nnd die Auswechselung der Ratifikations-Urkundenhat
zu Berlin am 7. Juni 1836 stattgefunden.

Schlntzprotokoll
Bei der heute stattgehabtenUnterzeichnungder Ueber¬

einkunft zwischen dem Deutschen Reich, dem Königreich
der Niederlande und der Schweiz über die Regelung
der Lachsfischereiim Stromgebiet des Rheins wurde
das EinVerständniß der Bevollmächtigten sämmtlicher
betheiligten Uferstaaten über folgende Punkte koustatirt:

I. Auf die in den verlassenen Nebenarmen des Rheins
betriebenen Fischereien jeglicher Art sollen die Bestim¬
mungen der Uebereinkunftkeine Anwendung finden, so¬
fern diese Nebenarme nicht von beiden Seiten mit dem
Hauptstrome derartig in Verbindungstehen, daß die
Wanderfische jederzeit frei hindurchziehen können.

II. Den einschränkendenVorschriften der Artikel 11
und 111 der Uebereinkunft sollen diejenigen Zug- und
Treibnetzfischereien unterworfen werden, welche vorzugs¬
weise auf den Fang von Lachsen gerichtet sind; ins¬
besondere auch

u.) die mit Treibnetzen — dreiwandigen Netzen —
an bestimmtenStellen betriebenen Fischereien;

d) die in den Niederlandenmittelst großer Zug¬
netze — einwandiger Netze — unter Anwendung
von Dampf- oder Pferdekraft betriebenen soge¬
nannten „großen Zegensfischereien";

o) die vornehmlichauf der niederländischenund der
preußischen Flußstrecke unter Anwendung von Zug¬
netzen — einwandigen Netzen jedoch ohne An¬
wendung von Dampf- oder Pferdekraft betriebenen
sogenannten„Hand-Zegensfifchereien".

III. Nach Maßgabe des vorletzten Absatzes des Ar¬
tikels III der Uebereinkunft soll insbesonderedafür Vor¬
sorge getroffen werden, daß während der Herbstschonzeit
nicht der Fang von anderen Wanderfischen,namentlich
Schnäpeln (LorsZonus ox^i-Mcinis)— holländisch Hou-
ting — zum Borwande genonimen wird, um thatsäch¬
lich Lachsfischerei zu betreiben.

IV. Sobald der Beitritt des GroßherzogthumsLuxem¬
burg zu gegenwärtiger Uebereinknnst erfolgt sein wird,
soll der Artikel VI der Uebereinkunst außer Kraft treten.

V. In Ausführung der Bestimmungen im Artikel V
und VII der Uebereinkunft werden die Regierungen der
betheiligten Uferstaatensich die Erhaltung und Ver¬
mehrung des Lachsbestandes im Rhein unter ausgiebig¬
ster Benutzung der künstlichen Fischzuchtangelegen sein
lassen.

VI. Vor der Unterzeichnungder Uebereinkunftnnd
des Schlußprotokolls haben die niederländischen Bevoll¬
mächtigten ausdrücklich erklärt, daß die Uebereinkunft
Seiner Majestät dem Könige der Niederlande zu Ratifi¬

kation erst werde vorgelegtwerden, nachdem sie von
den Generalstaaten genehmigt worden.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichnetenBevoll¬
mächtigten das gegenwärtige Protokoll, welches ohne
besondere Ratifikation durch die bloße Thatsache des
Austausches der Ratifikationen zu der Uebereinkunft, auf
die es sich bezieht, als von den betreffenden Regierungen
genehmigtund bestätigt gelten soll, aufgenommen und
dasselbe mit ihrer Unterschriftversehen.

So geschehen zu Berlin, den 30. Juni 188S.
(I.. S.) Marcard.
(I.. 8.) A. Roth.
(Iv. 3.) Alfred de Claparöde,

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Provinzial-Behörden.

6L4. 599. Der Bundesrath hat .in der Sitzung
vom 13. Mai d. I. (Z. 285 der Protokolle) beschlossen:

I. Die Bestimmungen des Begleitscheinregulativs
(Beschluß des Bundesraths des Zollvereinsvom 20.
December1869, H. 158 der Protokolle) werden, wie
folgt, abgeändert, bezw. ergänzt.
1. Der letzte Absatz des Z. 1 erhält folgende Fafsnng:

„Die Einrichtung dieser Begleitscheine ist aus den
anliegendenMustern L und L zu entnehmen."

2. Der 4. Absatz des §, 6 erhält folgende Fassung:
„Außerdem ist in dem Revisionsbefunde die Tarif¬
nummer, welcher die Waaren angehören, sowie die
Nummer des statistischen Waarenverzeichnissesanzu¬
merken."

3. Der Z. 7 erhält folgende Fassung:
„Die Ausfertigung eines BegleitscheinsI erfolgt nach
dem Muster und zwar entweder:
a.. durch Ausfüllungder Spalten 1 bis 11 und 13
nach Anleitung der Probeeintragung1 für sämmt¬
liche zu der betreffendenSendung gehörige Waaren,
oder
d. in der Art, daß auf die dem Begleitscheinanzu-
stempelnde Anmeldung (H. 4) Bezug genommen wird,
oder endlich
o. bei Benutzung des Musters als Anmeldung
nach Anleitung der Probeeintragungen 2 und 3."

4. An die Stelle des Absatzes 4 des Z. 8 treten fol¬
gende Bestimmungen:

„Die Begleitscheinformularesind, auch bezüglich des
Formats (38 vm Höhe und 48 om Breite) der Farbe
und sonstigen Beschaffenheitdes zu verwendenden
Papiers, nach Maßgabe der Muster (Anlagen zu
Z. 1) herzustellen.
2. Zu deu den Begleitscheinen anzustempelnden An¬

meldungen (Zs. 11 und 21) ist Papier von gleicher
Beschaffenheit(Format, Farbe -c.) zu verwenden.
Dieselben dürfen jedoch auch in halber Höhe des
Begleitscheinformatshergestellt werden.
Anch kann den Eisenbahn-Verwaltungen, Damps-

schifffahrts-Agenturen,Spediteuren, Großhändlern :c.
von Seiten der Ausfertigungsämter gestattet werden,
die Begleitschein- und Anmeldnngsformulare nach



Maßgabe der vorgeschriebenen Muster auf eigene
Kosten drucken zu lassen, Formulare, welche diesen

Vorschriften nicht entsprechen, sind von der amtlichen

Verwendung auszuschließen."

5. An die Stelle der beiden ersten Absätze des Z, 10

tritt folgende Vorschrift:

„Bei der Ausfertigung eines Begleitscheins I nach

der Bestimmung unter s. des Z. 7 bleiben die

Spalten 5 bis 7 des Formulars insoweit unaus-

gefüllt, als die Gattung und Menge der Waaren in

den Spalten 3 bis 10 auf Grund amtlicher Ermitte¬

lung vollständig angegeben werden kann."

6. Im bisherigen Absatz S des Z. 10 ist statt:

„mit Begleitschein I nach Muster zu setzen:

„mit einem nach Z. 7s. ausgefertigten Begleitschein I."

7. Im 2. Absatz des Z. 11 ist statt: „der ersten Seite"

zu setzen: „der zweiten Seite".
8. Der Z. 1K erhält folgende Fassung:

„9. Angabe der Eingangsgrenzstrecke, Herkunft und

Bestimmung der Waaren." In den Begleitscheinen

ist die Grenzstrecke, über welche der Eingang der

Waaren erfolgte bezw. das Land, aus dessen Eigen¬

handel die Waaren herstammen (die Provenienz) und,
im Falle der Aus- oder Durchfuhr der Waaren, das

Land der Bestimmung (das Land, in dessen Eigen¬

handel die Waaren übergehen) anzugeben.

9. Der zweite Absatz im H. 17 ist zu streichen.

10. In dem Muster As. (Z. 18 Absatz 2) ist anstatt

der Worte: „nicht bis zum" bis „erbracht sein wird"

zu setzen: „nicht bis zum Ablauf der für die Uebcr-

seudung des Erledigungsscheins festgesetzten Frist er¬
bracht sein wird."

11. Im H. 21 ist statt „Musters v" bezw. „Muster v"

zu setzen-
„Musters L" bezw. Muster L". Im vorletzten Ab¬

satz desselben Parapraphen sind vor dem Worte:

„angewendet" die Worte: „nach Muster d!" einzu¬

schalten. Der letzte Absatz ist zu streichen und an die

Stelle desselben Folgendes zu setzen:

„Das Begleitschein-Ausfertigungsamt ist befugt, von

dem Extrahenten des Begleitscheins vor der Aushän¬

digung des letzteren die Vorlegung des Frachtbriefs

über die Versendung der Waaren an den im Begleit¬

schein genannten Empfänger zu verlangen."

12. An Stelle des im Z. 33 allegirten Musters H zu

Begleitscheiuauszügeu tritt das anliegende Muster H.

13. Im zweiten Absatz des Z. 35 ist statt „Spalten

14 bis 19" zu setzen: „Spalten 14 bis 18 und 25",

ferner statt: „Spalte 23 und 24" zu setzen „Spalte
22 und 23".

14. Im letzten Absatz des Z. 36 sind die Worte „20

bis 22 (Muster ö)" zu streichen.

15. Im ersten Absatz des Z. 39 sind die Worte:

„(Muster L)" zu streichen.

16. Als erster Satz des Absatzes 2 des §. 48 ist

folgende Bestimmung zu setzen:
„Der Waarenempfänger ist verpflichtet, dem Begleit¬

schein-Erledigungsamte aus dessen Verlangen den über

die Versendung der Waaren lautenden Frachtbrief

vorzulegen."

II. Die vorhandenen Bestände von den bis jetzt gel¬

tenden Formularen dürfen noch bis Ende dieses Jahres
benutzt werden.

Vorstehendes wird auf Grund Erlasses des Herrn

Finanzministers vom 31. Mai er. III 6609 mit dem Be¬

merken hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht,

daß die Musterformulare für die neuen Begleitscheine
bei den Amtsstellen eingesehen werden können.

Köln, den 19. Jnni 1886.

Der Provinzial-Steuer-Direktor: Freusberg.

623. 605. Die erweiterten Befugnisse der Dampf¬
kessel-Revisoren betreffend.

Mit Ermächtigung des Herrn Ministers für Handel

und Gewerbe bestimme ich hiermit in Ergänzung meiner
Bekanntmachungen vom 25. Oktober und 3. November

1883 (A.-Bl. S. 339 und 358), sowie vom 5. April

1884 (A.-Bl. S. 128), daß der Wirkungskreis der

staatlichen Dampfkessel-Revisoren zu Barmen, Creseld,

Duisburg und Düsseldorf außer den im Z. 5 der In¬

struktion vom 25. Februar 1880 (A.-Bl. S, 98) bezeich¬
neten Geschäften fortan auch die Aufsicht über die Aus¬

führung des §. 120 Absatz 3 der Gewerbeordnung
umfaßt.

Die Dampfkessel-Revisoren haben diese Aussicht auf

Grund des §, 139 d der Gewerbeordnung neben den

ordentlichen Polizeibehörden und neben dem Königlichen

Gewerberath hierfelbst zu führen, soweit die eigentlichen

Dampfkessel-Revisionsgeschäfte ihnen Zeit übrig lassen.

Den Dampfkessel-Revisoren stehen bei dieser Aufsicht über

die Ausführung des Z. 120 sl. 3 der Gewerbeordnung

zwar die amtlichen Befugnisse der Ortspolizeibehörden

zu. Sie sollen indessen von dem Rechte, Straf¬

mandate oder polizeiliche, eventuell im Wege administra¬

tiven Zwanges durchzuführende Verfügungen zu erlassen,
keinen Gebrauch macheu.

Die Abstellung vorgefnndener Gesetzwidrigkeiten und

Uebelstände sollen die Dampfkessel-Revisoren zunächst

durch gütliche Vorstellungen und geeignete Rathschläge

herbeizuführen suchen. Werden ihre Vorstellungen nicht

beachtet uud die gesetzlichen oder polizeilichen Vorschrif¬
ten wiederholt übertreten, handelt es sich ferner um

Einrichtungen, deren Herstellung zur Sicherung der

Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesundheit von

ihnen für nothwendig gehalten wird, aber noch nicht

für alle Anlagen der fraglichen Art vorgeschrieben ist,

so haben dieselben an die Königliche Regierung Hier¬
selbst zu berichten. Letztere wird hierauf entweder das

Strafverfahren wegen Verletzung der gesetzlichen und
polizeilichen Vorschriften oder nach Anhörung des Ge¬

werberaths eine Aufforderung zur Abstellung der vor¬

gefundenen Mißstände veranlassen.

Die Dampfkessel-Revisoren sind, vorbehaltlich der An¬

zeige von Gesetzwidrigkeiten, zur Geheimhaltung der

amtlich zu ihrer Kenntniß gelangenden Geschäfts- und

Betriebsverhältnisse der ihrer Revision unterliegenden

gewerblichen Anlagen verpflichtet. Denselben steht das



Recht zur jederzeitigenRevision aller gewerblichen An¬
lagen innerhalb ihres Amtsbezirkes zu. Die Gewerbe-
treibenden sind daher auch in Gemäßheit der Polizei¬
verordnungvom 21. December 1377 (A.-Bl. 1878
S. 8) verpflichtet, den Dampfkessel-Revisorenaus Er¬
fordern die gewerblichen Konzessionsurkunden nebst allen
dazu gehörigen Zeichnungen und Schriftstückenan der
Betriebsstätte selbst jederzeit vorzulegen.

In dienstlicherBeziehung sind die Dampfkessel-Revi¬
soren auch bezüglich der Aufsicht über die Ausführung
des Z 120 3 der Gewerbeordnung ausschließlich
der Königlichen Regierung Hierselbstund mir unter¬
geordnet.

Die dienstlichen Befugnisse des KöniglichenGewerbe¬
raths Hierselbst werden durch die erweiterte Thätigkeit
der Dampfkessel-Revisoren in keiner Weise eingeschränkt.
Während letztere nur in Ergänzungihrer Hauptthätig¬
keit diese Aufsicht ausüben, ist es nach der ministeriellen
Dienstanweisung vom 24. Mai 1879 (A.-Bl. S. 257)
eine der hauptsächlichsten Aufgaben des Gewerberaths,
die Aufsicht über die Ausführung des 8- 12V al. 3 der
Gewerbeordnung zu handhaben. Durch enges Einver¬
nehmen des Gewerberathsmit den Dampfkessel-Revi¬
soren wird diese Aufsicht eine möglichst einheitliche und
wirksame werden. Etwaige Meinungsverschiedenheiten
entscheidet die Königliche Regierung Hierselbst.

Düsseldorf,den 30. Juni 1886. I. III. L. 3968.
Der Regiernngs-Präsident:Freiherr von Berlepfch.

597. Unter Bezugnahme auf unsere Bekannt¬
machung vom 30. Juni v. Js. (Amtsbl. Stück 27 Nr. 537)
bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß der
Termin zur Abhaltung einer Hauskollekte bei den evan¬
gelischen Bewohnernunseres Bezirkes für den Bau
eines gottesdienstlichen Lokals zu Straelen bis
Ultimo December d. Js. verlängert worden ist.Außer den bereits namhaft gemachten Kollektanten ist
auch noch der Emil Hölken aus Niederdorf mit Abhal¬
tung der Kollekte beauftragt worden.

Düsseldorf,den 26. Juni 1886. II. L. 1715.
Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchenverwaltnng

und Schulwesen: v. Schütz.L27. 603. Die Anmeldung der unsallversicherungs-
pflichtigcn Baubetriebe betreffend.Vom 10. Juni 1886.

Laut Bekanntmachungvom 27. Mai 1886 im Reichs-
Gesetzblatt Nr. 17 Seite 190 hat der Bundesrathauf
Grund des Z. 1 Absatz 8 des Unfallversicherungsgesetzes
vom 6. Juli 1884 (Reichs-GefetzblattSeite 69) be¬
schlossen

Arbeiter und Betriebsbeamte, welche von einem Ge¬

werbetreibenden, dessen Gewerbebetrieb sich ans die

Aussührung von Schreiner- (Tischler-), Einsetzer-,

Schlosser- oder Anschlägerarbeiten bei Bauten erstreckt,
in diesem Betriebe beschäftigt werden, mit der Wir¬

kung vom 1. Januar 1887 an für Versicheruugs-
pflichtig zu erklären.
Gemäß §. 11 des Unfallversicherungsgesetzes hat da¬

her jeder Unternehmer eines der vorgenanntenBetriebe
denselben unter Angabe des Gegenstandes und der Art

des Betriebes, sowie der Zahl der durchschnittlich darin
beschäftigten versicheruugspslichtigenPersonen binnen
einer vom Reichs - Versicherungsamt zu bestimmenden
Frist bei der unteren Verwaltungsbehörde anzumelden.

Diese Frist wird hiermit auf die Zeit bis zum
1. September 1886 einschließlich

festgesetzt.
Welche Staats- oder Gemeindebehördenals untere

Verwaltungsbehörden im Sinne des Unfallversichernngs-
gesetzes anzusehen sind, ist von den Centralbehördender
Bundesstaaten in Gemäßheit des H. 109 des genannten
Gesetzes seiner Zeit bestimmt und öffentlich bekannt ge¬
macht worden (vergl. Amtliche Nachrichten des R. V. A.
1886 Seite 19 ff.).

Im Uebrigen wird wegen der Anmeldung auf den
nachstehendabgedruckten §.11 des genannten Gesetzes,
sowie anf das beigefügte Anmelduugsformular hinge¬
wiesen.

Die Anmeldungspflicht erstreckt sich nicht auf die
Unternehmer von Betrieben,welche bereits auf Grund
des H. 1 Absatz 3 und 4 a. a. O. als Betriebe mit
Motoren oder mit mindestens zehn Arbeitern in das
Kataster einer Berufsgenossenschaft aufgenommenworden
sind.

Berlin, den 10. Juni 1886.
Das Reichs-Versichernngsamt:Bödiker.

8- 11 des Unfallversicherungsgesetzes.
Jeder Unternehmer eines unter deu Z. 1 fallenden

Betriebes hat den letzteren binnen einer von dem Reichs-
Versicherungsamtzu bestimmenden und öffentlich bekannt
zu machenden Frist unter Angabe des Gegenstandes und
der Art desselben, sowie der Zahl der durchschnittlich
darin beschäftigten Versicherungspflichtigen Personenbei
der unteren Verwaltungsbehörde anzumelden.

Für die nicht angemeldete» Betriebe hat die untere
Verwaltungsbehörde die Angaben nach ihrer Kenntniß
der Verhältnisse zu ergänzen.

Dieselbe ist befugt, die Unternehmer nicht angemel¬
deter Betriebe zn einer Auskunft darüber innerhalb
einer zu bestimmenden Frist durch Geldstrafen im Be¬
trage bis zu Einhundert Mark anzuhalten.

Die untere Verwaltungsbehörde hat ein nach den
Grnppen, Klassen und Ordnungen der Reichs-Bernfs-
statistik geordnetes Verzeichniß sämmtlicher Betriebe ihres
Bezirks unter Angabe des Gegenstandesund der Art
des Betriebes, sowie der Zahl der darin beschäftigten
VersicherungspflichtigenPersonen auszustellen. Das Ver¬
zeichniß ist der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen
und von dieser erforderlichenfalls hinsichtlich der Ein¬
reihung der Betriebe in die Gruppen, Klassen und
Ordnungen der Reichs>Berufsstatistik zu berichtigen.

Die höhere Verwaltungsbehörde hat ein gleiches Ver¬
zeichniß sämmtlicher VersicherungspflichtigenBetriebe ihres
Bezirks dem Reichs-Versichernngsamteinzureichen.

Formular für die Anmeldung.
Staat Kreis (Amt) : - - '
Regieruugsbezirk .... Gemeinde- (Guts-) Bezirk . .
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auf Grund des
Anmeldn,, g

11

Name

des

Unternehmers

(Firma).

Gegenstand
des

Betriebes*)

Zahl der
durchschnittlich

beschäftigten
Versicherungs¬

pflichtigen
Personen.**)

Bemer¬

kungen.

, den 1336.
(Unterschrift des zur Anmeldung Verpflichteten.)

*) Nur solche Betriebe, welche sich auf die Ausführung vou
Bauarbeiteu erstrecke:!, siud anzumelden; doch ist nicht ersor-

V3l 610.

derlich, daß die Arbeiter ausschließlich bei Bauarbeiteu beschäf¬
tigt werden.

**) Die Anmeldung hat auch dauu zu erfolge», wenn weniger
als 1V Versicherungspflichtige Personen (Arbeiter und solche
Betriebsbeamte, deren Jahresarbeitsverdieust au Gehalt oder

Lohn Zweitausend Mark uicht übersteigt) beschäftigt werden.

Unter Hinweis auf die ministerielleAussührungs-
Anweisung vom 30. Juli 1884 (A.-B.S. 249) be¬
merken wir, daß die Anmeldungder unsallversicherungs-
pflichtigenBetriebe in den Städten von mehr als 10 000
Einwohnernbei dem Bürgermeister, in den übrigen
Gemeinden bei dem Landrathe zu erfolgenhat.

Düsseldorf, den 3. Juli 1886. I. 111. L. 40631.
Königliche Regierung, Abtheil.des Innern: v. Roon.
KA8. 602. Im Laufe des Monats August d. I. soll

N a H-
der Konsumtibilien-Durchschnittspreiseim Re-

1.
Namen

der
Noti-
rungs-

orte.

Barmen
Cleve
Goch
Crefeld
^Düsseldorf!
Benrath
Duisburg
Elberfeld
Essen
Werden
Geldern
Kempen
Neuß
Mel
Solingen
Graefrath
Gladbach
Moers
Uedem
Xanten
Rheinberg
Rees
Calcar
Emmerich

2.

Weizen.

gut Mittel gering!

Roggen.

gut Mittel
gering!

4.

Gerste.

5.

Hafer.

6.

Ueberschlag der zu Markte

gebrachten Quantitäten

gut
Mittel

gering
gut ^mittel^gering

Weizen Roggen Gerste Hafer

M.P.IM.P,

16 50

17 23
17 36
17—

17 60
17 19

Es kosten 100 Kilogramm
M.P.IM.P.IM.P.

— 16
38 14
17 14
— 18
50

1520>

14^801
14^50

nach Gewichtsmengen
von 100 Kilogr.

16
2500

16
2000'

530
30

570
2500
170

410!
36!

225!
200065^

Durchschnitts
preis für den
Verw.-Bezirk
Anmerkung 1.

Il7>36j
Bezüg

15 02
ich der Vergütung für die an Truppen im Monat Juni cr. verabreichte Fourage

geben für die betr. Kreise, mit Ausnahme von Rees, die gleichnamigen Notirnngsorte in Kolonne5 und zwar nach
dem Durchschnittspreise der guten, mittleren und geringenQualität, sowie in Kolonne9a und 10 die Preise an.
Die übrigen Kreise berechnendiese Vergütung wie folgt: Lennep wie Barmen, Düsseldorf(Land) wie Benrath,

Gersten

IMM Es kostet 1 Kilogramm Ztiick
M.P.jM.P. MP>MPIMP>MP MP MPjMP MP P.jP,
5 50 9 — 1 40 1 30 1 401 20 1 30 1 40 2 30 3 30 32 32

7 75 1 45 1 30 1 30 1 40 1 35 1 65 2 03 3 68 30 32
3— 8 — 1301201 101 — 1 101402 —3602332
4^50 6 89 1 15 1 15 1 25 1 05 - — 1 45 1 87 3 80 26 26

—7 40 1 55 1 30 145 1 30 1 40 1 60 2 25 3 90 30 28
4^50 7 50 1 20 1 20 1 40 1! j—-1 40 2 80 4 30 30 20
6 — 10 — 1 40 1 20 1 30 1 23 1 40 1 40 2 20 4 — 26 23
5 50 9 50 1 15 - 95 1 41 - 90 1 15 1 41 2 45 2 28 28 23

—7 75 1 20 1 05 1 30 1 05 1 10 1 50 2 30 4 50 28 24
4 — 3 — 1 20 120 1 50 1 — 1 20 1 50 2 29 4 50 26 20
4 — 6 45 1 20 120 1 35 1 10 1 20 1 55 1 68 3 23 28 22
3 — 6 — 1 04 1^041 30 - 94 - — 1 40 1 80 3 62 23 —

-!— 7 20 1 10 1 10 1 40 1 — 1 — 1 40 2 03 3 75 23 28
7 43 1 50 140 1 35 1 40 1 40 1 40 1 65 3^26 30 26

5 20 8 501 35 1 15 1 40 105 1 30 1 40 1 90 3 50 30 25
10 50 1 20 1 20 1 40 1 — 1 10 1 50 2 40 3 — 40 32
7 201 25 l!l5 1 60 105 1 23 1 65 2 25 4 20 38 32
7>— 1 20 1 20 l!05 1 30 1 30 1 80 3 25 28 —

4 68 8 30 1 20 1 20 1^22 - 79 1 — 1 38 1 54 3 — 30 28
4 20 8 40 1 20 1 — 1 20 - 80 - — 1 50 1 38 3 20 23^13 >

7 — 1 40 - — 1 20 - 90 1 20 1 60 l!?0 3 25 36 32
4 20 7 — 1 20 1 20 1 20 - 80 1 20 1 30 1 60 3 13 30 30 ^

8 50 1 25 1 05 1 15 1 — 1 35 1 55 1 68 3 — 28 28 -
- — 6 —2!—1201401 20120 1901643 75 40 24 ,

wie in den Vorjahren die Hauskollekte für dürftige
evangelischeGemeinden derRheinprovinz
abgehaltenwerden.

Wir weisen die Königlichen Stcuerkassenunseres Be¬
zirks hiermit an, die gesammelten Gaben behufs Ab¬
lieferungan unsere Hauptkassein Empfang zu nehmen.

Düsseldorf,den 1. Juli 1886. II. U. Nr. 1800.
Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchenverwaltung

und Schulwesen.I. V.: Metz.
0L9. 612. Unter Bezugnahmeauf unsereBekannt¬
machung vom 16- Juni 1842 (Amtsbl.Stück 32) weisen
wir die Ortsbehörden nnseres Verwaltungsbezirkshier¬
durch au, die Allerhöchsten Orts bewilligteHauskollekte
für den Dom zu Köln im Monat August d. I. bei
den katholischen Einwohnernunseres Bezirks in ge-

Weisung
gieruugsbezirk Düsseldorfpro Monat Juui 1386.

wöhnlicherWeise abhaltenzu lassenund die Erträge
an die Königlichen Steuerkassen behufs Ablieferungan
unsere Hauptkasse einzuzahlen.

Die Herren Landräthe haben die Ertragsnachweisuugen
bis znm 1. Novembercr. einzureichen.

Düsseldorf,den 3. Juli 1886. II. L. Nr. 1814.
Königliche Regierung, Abtheilungfür Kirchenverwaltnng

und Schulwesen.I. V.: Metz.

K3V. 616. Der Sitz des Königlichen Landrathsamtesdes Kreises Grevenbroich wird vom 1. Augustd. I.
ab von Wevelinghovennach Grevenbroichverlegt. Alle
für diese BehördebestimmtenKorrespondenzstückesind
daher vom 31. d. M. ab nach Grevenbroichzu richten.

Düsseldorf,den 5. Juli 1836. I. I. Nr. 988.
Königliche Regierung,Abth. des Innern: von Roon.

7.

Hülsenfrüchte.

9. 10. 11.

Stroh. Fleisch.
Rind

a.
Richt.

b.
Krumm

voudl Bauch
K-ulelslcisch.

S'S-
Kalb. Ham¬

mel. tg-r 1

100 Kilogramm
Z.sMPIM.P.IM. P.jM .P. kostet 1 Kilogramm

P.IP,IP.IP.,P.!P.IPIMPZMP,P.lMP

. . 5143, ! I 5,-. ....
Mülheim a. d. R. wie Duisburg,Mettmann wie Elberfeld, Grevenbroichwie Neuß, Rees wie We
Anmerkung 2. In Wesel kostete im Monat Juni cr. 1 Liter Milch 17 Pf., 1
Nierenfett 1 Mark, 1 Kgr. Schwarzbrod18 Pf.

Düsseldorf,den 5. Juli 1886. Königliche Regierung, Abtheilungd

Liter Essig 20 Pf., 1 Kgr.
IV. 936.

Innern: von Roon.
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L32. 604. NachWeisung der Schenkungen und Vermächtnisse für Kirchen- und Schulzwecke, für Armen- nnd

Wohlthätigkeits-Anstalten im Regierungsbezirk Düsseldorf für das 1. Halbjahr 1886.

Kreis. Schenkgeber.

Wem

die Schenkung

zugefallen.

Gegenstand
der

Schenkung.

Betrag. Zweck.

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

1k

17

18

19

Barmen

Eleve

Düsseldorf

Duisburg

Elberfeld

Essen

M.-Gladbach

Kempen

Lennep

Mettmann

Ungenannt

Wittwe Mittelsten-Scheid und

deren Söhne zu Unterbarmen

Verstorbene Rentnerin Hub.

Gertr. Maria Verhoben

Der zu Haag in Holland ver¬

storbene Legationsrath van

Dyck

Der verstorbene Rentner Peter

Joseph Weidenhaupt

Die zu München verstorbene

Hosmalerstochter Mathilde
Heß

Der zu Coblenz verstorbene

Ober-Konsistorialrath vi-.
Ernst Ball

Derselbe

Die Erben des Kommerzien-

rath Fried. Wichelhaus-El-
berseld

Wittweuud Kinder des Bankiers

Simon Hirschland, Essen

Gebr. Schiedges

Gutsbesitzer Adam Ebels und

Christian Kuckelfen

Geschwister Herx

Früherer Ackerer Wilhelm

Hoeren

Geschwister und Erben Ehenet

und Kirschkamp

Verstorbene Rentnerin Adelheid

Götschkes zu St. Tonis
Verstorbener Notar a. D. Eor-

nely-Aachen

Verstorbener Kommerzienrath

Hermann Schroeder-Lennep

Verstorbene Wittwe Högger,

Anna Marg, EamP-Langen-
berg

Evang.Kirchenge¬
meinde Unter¬

barmen

Evang. Kirchenge¬
meinde Wichling¬

hausen

Wilhelm - Anton-

Hospital Goch
Diakonissenanstalt

Kaiserswerth

Stadtgemeinde

Düsseldorf.

Verein der Düssel¬

dorfer Künstler z.

g. U. u. H.

Anstalt a-ä 4

Rhew.-Wests. Pa-

storal-Gehülfen

Anstalt zu Duis¬

burg

Stadtgemeinde
Elberfeld

Stadtgemeinde
Essen

Kath. Kirchenge¬
meinde Gladbach

dto.

dto.

Stadtgemeinde

Rheindahlen "
dto.

Kath. Kirchenge¬
meinde St. Tönis

Realgymnasium
Dülkeu

Stadtgemeinde

Lennep

Kath. Kirchengem.

Langenberg

außer ver¬

schiedenen
Kunst- und

Werthgegen¬

ständen

Wohnhaus

nebst Zube¬

hör und
21,32 Are

Ackerland u.

Ein goldenes

Kreuz und

30 000

5 000

5 000

8S00Guli

holl.

67 500

18 000

9 000

6 000

5 000

5 000

9 465

3 500

18 900

6 000

3 600

und

1965

5 520

10 000

20 000

3 000

zen

Errichtung einer 6.

Pfarrstelle.

Für den Pfarr-

Wittwensonds
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20

21

22

23

24

25

26

Kreis. Schenkgeber.

Mettmann

Mittheiln a. d

Ruhr

Neuß

Solingen

Verstorbener Rentner Joh,
Jsaac Becker

Kinder und Schwiegerkinder des

zu Langenberg verstorbenen

Joh. Wilh. Colsmann

Rentner Max Haniel zu
Ruhrort

Familie Hauiel-Ruhrort

Geschwister Laug zu Broich

Verstorbene Rentnerin Rosellen

Wem

die Schenkung
zugefallen.

Stadtgemeinde

Cronenberg

Evg. Kirchengem

Langenberg

Stadtgemeinde
Ruhrort

Evang. Kirchenge^
meinde Ruhrort

Kath. Kirchenge

meiude Gohr

Kath. Kirchenge¬
meinde St. Quirin

Neuß

Kath. Kirchenge¬

meinde Monheim.

Gegenstand
der

Schenkung.

Betrag.

15 000

25 000

20000

50 000

12 000

12 000

5 200

Zweck.

Colsmann-Bleck-

mann-Stistung.

Für das städtische

Krankenhaus.
Für das Wortmann-

Stift.

Der zu Monheim verstorbene!
Landwirth Peter Brandts

Düsseldorf, den 3. Juli 1886. ' ' II. L. 1813.

Königl. Regierung, Abth. für Kirchenverwaltung und Schulwesen: von Schütz.
«33 601 Uebersicht ansteckender Krankheiten.

Regierungsbezirk Düsseldorf. Jahr 1886. Jahreswoche vom 20. Juni bis 26. Juni.

Kreis.

Cholera.

Zug, Todes¬
fälle.

Barmen . .

Cleve . . .

Crefeld (Land)

do. (Stadt)
Düsseldorf

(Land) . .

Düsseldorf

(Stadt) .

Duisburg .

Elberfeld .

Essen (Land)

do. (Stadt)
Geldern

Gladbach .

Grevenbroich

Kempen

Lennep . .
Mettmann.

Moers . .

Mülheim

Neuß . .
Rees . .

Solingen .

Summe

Pocken.

Zug. Todes¬
fälle.

Darm- Fleck- >! Rückfall-

Ty p h n s.

Zug. Todes¬
fälle,

1
2
1

4

12

35

Zug. Todes¬
fälle.

Zug. Todes'
säM,

Masern.

Zug- Todes¬
fälle,

2
46

5

38

11

10

126

1

15

1

5

25

Scharlach,

Zug- Todes'
fäll-.

36

Diph-
therie.

Todes-
«ug,! Me,

2
4

13
9

56 ! 9

Vorstehende Uebersicht wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Düsseldorf, den 1. Jnli 1886. Königliche Regierung, Abtheilung des Innern.

Kindbett¬

fieber.

x>„. Todes-
ÄUg, Mx,

v. Roon.

L34. 600. Die nächste Herbst-Prüfung für den
einjährig freiwilligen Militärdienst findet am Mittwoch

den 22. September 1886, Morgens 8 Uhr und die fol¬

genden Tage in dem Dienstgebäude der Königlichen
Regierung hier statt.

Gesuche um Zulassung sind spätestens bis zum 1.



August d. I. bei uns anzubringen.

Examinanden, welche nicht bestanden haben, dürfen

sich wiederholt zur Prüfung melden, vorausgesetzt, daß

dieselbe noch vor dem 1. April des Kalenderjahres, in

welchem sie das 20. Lebensjahr vollenden, abgehalten

werden kann. Mit dieser Maßgabe darf die Prüfung
mehrmals wiederholt werden.

Sie erstreckt sich in jedem Falle nicht blos auf die¬

jenigen Gegenstände, in denen der Examinand bei der
vorhergehenden Prüfung hinter den Anforderungen

zurückgeblieben ist, sondern auf sämmtliche Prüfungs¬

gegenstände der W. 1 und 2 der Prüfungsordnung

zum einjährig freiwilligen Dienst.
Die Bestimmungen der Deutschen Wehrordnung vom

28. September 1875 bezüglich der Nachsuchung der

Berechtigung für den einjährigen Militärdienst bringen

wir nachstehend zur öffentlichen Kenntniß:

Z. 89 der Ersatzordnung. Nachsuchung der
Berechtigung.

1. Die Berechtigung zum einjährig freiwilligen Dienst
darf nicht vor vollendetem 17. Lebensjahre nachgesucht

werden. Der Nachweis derselben ist bei Verlust des

Anrechts spätestens bis zum 1. April des ersten Militär¬

pflichtjahres l§. 202) zu erbringen.

2. Die Berechtigung wird bei derjenigen Prüsnngs-

Kommission nachgesucht in deren Bezirk der Wehrpflichtige

gestellungspflichtig ist. G. 23 und 24.)

3. Wer die Berechtigung nachsuchen will, hat sich bei

der unter Nr. 2 bezeichneten Prüfungs -Kommission
spätestens bis zum 1. Februar des ersten Militärpflicht¬

jahres schriftlich zu melden.

Dieser Meldung sind beizufügen:
a) Geburtszeugniß;

b) ein Einwilligungsattest des Vaters oder Vor¬
mundes mit der Erklärung*) über die Bereitwilligkeit

und Fähigkeit den Freiwilligen während einer ein¬

jährigen aktiven Dienstzeit zu bekleiden, auszurüsten und

zu verpflegen;
e) ein Unbescholtenheits - Zeugniß, welches für die

Zöglinge von höheren Schulen (Gymnasien oder höheren

Bürgerschulen) durch den Direktor der Lehranstalt, für

alle übrigen jungen Leute durch die Polizei - Obrigkeit

oder ihre vorgesetzte Dienstbehörde auszustellen ist.

Sämmtliche Papiere sind im Original einzureichen.
4. Außerdem bleibt die wissenschaftliche Befähigung

für den einjährig freiwilligen Dienst noch nachzuweisen.

Dies kann entweder durch Beibringung von Schul¬

zeugnissen oder durch Ablegung einer Prüfung vor der

Prüfungs-Kommission geschehen.

5. Der Meldung bei der Prüfungs-Kommission sind

daher entweder die Schulzeugnisse, durch welche die

wissenschaftliche Befähigung nachgewiesen werden kann

. 90), beizufügen, oder es ist in der Meldung das

esuch um Zulassung zur Prüfung aus¬

zusprechen.

Die Einreichung der Zeugnisse darf bis zu dem unter

*) Bei Freiwilligen der seemännischen Bevölkerung, sofern
sie in der Flotte dienen wollen, bedarf es dieser Erklärung nicht.

Nr. 1 genannten äußersten Termin ausgesetzt werden.

In dem Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist an¬

zugeben, in welchen zwei fremden Sprachen

der sich Meldende geprüft sein will, (Anl. 2 Z. 1).

Auch hat der sich Meldende einen selb st-
geschriebenen Lebens lauf beizufügen.

6. Von dem Nachweis der wissenschaftlichen Befähigung
dürfen entbunden werden:

s,) junge Leute, welche sich in einem Zweige der
Wissenschaft oder Kunst, oder in einer anderen, dem

Gemeinwesen zu Gute kommenden Thätigkeit besonders

auszeichnen;

K) kunstverständige oder mechanische Arbeiter, welche
in der Art ihrer Thätigkeit Hervorragendes leisten;

o) zu Kuustleistungen angestellte Mitglieder der landes¬

herrlichen Bühnen.

Personen, welche auf eine derartige Berücksichtigung
Anspruch machen, haben ihrer Meldung die erforder¬

lichen amtlich beglaubigten Zeugnisse beizufügen. Die¬

selben sind nnr einer Prüfung in den Elementar¬

kenntnissen zu unterwerfen, nach deren Ausfall die

Ersatzbehörde dritter Instanz entscheidet, ob der Be¬

rechtigungsschein zu ertheilen ist oder nicht.

7. Militärpflichtige, welche ans Grund der Bestim¬

mung des Z. 30, 2 f. zurückgestellt worden sind, dürfen

— mit Genehmigung der Ersatzbehörde dritter Instanz —

während der Dauer der Zurückstellung (§. 27, 4d) die

Berechtigung zum einjährigen Dienst nachträglich nach¬

suchen. Weitere Ausnahmen können nur in vereinzelten

Fällen in der Ministerialinstanz genehmigt werden.

Düsseldorf, den 2. Juli 1886.

Königliche Prüfungs-Kommission für einjährig Freiwillige.

gez.: Büsgen.

635 615. Polizei-Verordnung.

Da zur Befestigung von Nenschüttungen auf den

Provinzialstraßen die Verwendung von Dampfstraßen¬

walzen, die sich im Besitze von Unternehmern befindet,

beabsichtigt wird, so werden auf Gruud der Z§. 6 und

11 des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11.

März 1850 für den Betrieb dieser Walzen im Bereiche

des diesseitigen Regierungsbezirks die nachfolgenden

Polizeilichen Vorschriften erlassen.
H. 1. Von dem Transport der Dampfstraßenwalze,

welche als beweglicher Dampfkessel landespolizeilich

konzessionirt und allen sonstigen vorgeschriebenen Prü¬

fungen unterworfen werden muß, fowie von der beab¬

sichtigten Benutzung auf den Arbeitsstellen hat der Unter¬

nehmer jede Ortspolizeibehörde, deren Bezirk berührt

wird, zeitig und mindestens 24 Stunden vor dem Ein¬

treffen der Walze an der Grenze des Bezirks unter

Bezeichnung des einzuschlagenden Weges und der zum

Transport zu benutzenden Tageszeit zu benachrichtigen.

Zu den Provinzialstraßen nicht gehörige Straßen und

Wege dürfen nnr nach vorgängiger Verständigung mit

der Ortspolizeibehörde zum Transport der Walze be¬

nutzt werden, und bedarf es ebenso dieser vorgängigen

Verständigung, sofern bei dem Transporte solche Strecken

von Provinzialstraßen passirt werden sollen, welche



innerhalb der Städte liegen.
H. 2. Beim Passiren von Brücken und Ortschaften,

sowie bei Begegnung mit Fuhrwerken, Reitern zc. darf
die Geschwindigkeitder Fortbewegung nicht mehr als
80 Meter, im Uebrigen nicht mehr als 120 Meter pro
Minute betragen.

§. 3. Es ist dafür zu sorgen, daß von der Dampf¬
straßenwalze, welche mir mit Steinkohlen und Coaks
geheizt werden darf, möglichst wenig Rauch abgestoßen
und das Ausstreuen von Funken durch Fuukenfänger zc.
und von glühenden Kohlen durch schließbareAschkasten
vermiedenwird.

Beim Vorüberfahren der Dampfstraßenwalzean Ge¬
bäuden mit nicht feuersicherer Bedachung in weniger als
20 Meter Entfernung ist der Zng durch die Feuerung
und das Blasrohr schon auf diese Entfernung und so
lauge abzuschließen,bis die Walze wenigstens in den
Abstand von 20 Meter von dem mit nicht feuersicherer
Bedachung versehenen Gebäude zc. gekommen ist. Um
Aufenthalt in den Ortschaftenmöglichst zu vermeiden,
ist die Walze vor der Einführung in solche hinreichend
mit Feuerungsmaterial und Wasser zu verjehen.

Innerhalb angebauter oder belebter Straßen muß
die Maschine rauch- und dampsfrei arbeiten. Beim
Herannahen von Explofsivstofftransportwagenmuß das
Entweichen von heißem Flugstaub oder heißer Asche
unbedingt verhindert werden.

Z. 4. Etwa erforderlich werdende hörbare Zeichen
dürfen nicht mit der Dampfpfeifegegeben werden, viel¬
mehr ist zu diesem Zwecke eine Glocke zu verwenden.

Ans den Enden derjenigen Straßenstrecken, wo die
Dampfwalze zur Dichtung der eingebrachtenSchroltel-
steine verwendet wird, sowie an denjenigen Stellen, wo
Seitenwege in die jedesmaligen Arbeitsstrecken ein¬
münden, sollen Warnungstafeln mit der Aufschrift
„Achtung! Dampfwalze" aufgestelltwerden.

Z. 5. Der Transport der Dampsstraßenwalzewäh¬
rend der Dunkelheit ist nur mit besonders nachzusuchen¬
der Genehmigung der Ortspolizeibehörde und bei geeig¬
neter Beleuchtungzulässig.

Bei einem etwaigen Anhalten darf der freie Verkehr
der Straße nicht gehemmtwerden.

H> 6. Der Führer der Dampfwalze hat insbesondere
dafür Sorge zu tragen, daß Fuhrwerke, Reiter, Vieh-
transporte und die sonstige Passage neben der Dampf¬
walze ohne Nachtheil Passiren können, und das nament¬
lich durch das Scheuen der Pferde und sonstiger Thiere
Gefahr nicht entsteht.

Es ist daher bei Begegnungen mit Vorsicht zu ver¬
fahren und nöthigenfalls die Dampfwalze während des
Begegnens oder Vorbeifahrens von Fuhrwerken zc. in
Ruhe zu setzen.

§. 7. Das zur sicheren Bedienung und Lenkungder
Dampfwalze erforderliche Personal ist in ausreichender
Zahl uud aus vollkommen hierzu geeigneten, durchaus
zuverlässigenPersonen zu wählen.

Außerdem sind geeignete zuverlässige Leute dem Führer

der Walze als Begleiter zu dem Zwecke beizugeben, die

entgegenkommendenoder von rückwärts sich nähernden
Fuhrwerke, Reiter zc. von dem Transport der Dampf¬
walze rechtzeitig zu unterrichten, die Führer der Thiere
bei Beruhigung derselben zu unterstützen,bei schmalen
Straßenstrecken, welche ein Ausweichennicht an allen
Punkten gestatten, die entgegenkommendenoder nach¬
fahrenden Fuhrwerke zum Halten an hierzu geeigneten
Stellen zu veraulaffeu, auch für die Sicherheit der Ge¬
schirre, welche an der Straße etwa ohne Aufsicht halten
sollten, während der Vorbeifahrt der Dampfwalze zu
sorgen.

H> 8. Zuwiderhandlungen gegen die W. 1 und 7
werden gegen den Eigenthümer der Walze und solche
gegen die ZH. 2 bis 6 gegen deren Führer mit einer
Geldstrafe bis zu 30 Mark und im Falle des Unver¬
mögens mit entsprechender Haft geahndet.

Düsseldorf,den 5. Juli 1886. I. III. L.. 4273.
Königl. Regierung, Abtheil. des Innern: von Roon.

Bekanntmachungen ans Grnnd des
Reichs-Gesetzesvom 21. Oktober 1S7L.

594. Die unterzeichneteKöniglicheKreishaupt¬
mannschaft als Landes-Polizeibehörde hat, wie hiermit
zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, den Fach¬
verein der Metallarbeiter für Leipzig
und Umgegend auf Grund H. 1 in Verbindung
K, 6 des Reichsgesetzes gegen die gemeingefährlichen
Bestrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober
1878 verboten.

Leipzig, den 23. Juni 1886.
Königliche Kreishauptmannschaft: Graf zu Münster.
<537 613. Die unterzeichnete Königlich sächsische Kreis¬
hauptmannschafthat auf Grund von Z. 11 des Reichs¬
gesetzes gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 die Druck¬
schrift: „Zwei Geschichten aus dem vollen
Leben. Von *** 1. Das Akt Modell. II. Morgen¬
roth. Zürich 1886- Verlags-Magazin. (I. Schabelitz.)
Druck von I. Schabelitz,Zürich" verboten.

Dresden, den 3. Juli 1886.
Königlich sächsische Zireishauptmanuschast:

von Koppenfels.

Verordnungen n Bekanntmachungen
anderer Behörden:c<

Kü8. 596. Zu Lützenkirchenun Regierungsbezirk
Düsseldorf wird am 5. Juli eine mit der Postagentur
vereinigte Telegraphen-Betriebsstelle mit beschränktem
Tagesdienste eröffnet werden.

Düsseldorf,den 28. Juui 1886.
Der KaiserlicheOber-Postdirektor. I V.: Schmidt.
KLi). 598. Durch Urlheil der II. Civilkammer des
Königlichen Landgerichteszu Bonn vom l0. Juni 1886
ist über die Abwesenheit des Schriftsetzers Julius
Rosenthal aus Euskirchen ein Zeugenverhör verordnet
worden.

Köln, den 29. Juni 1886.
Der Oberstaatsanwalt, gez.: Hamm.



Personal-Chronik.
L40. 617. Ordensverleihungen.

Seine Majestät der Kaiser und König haben Aller-

gnädigst geruht, dem seitherigen Sekretär bei der pro-

vinzialständischen Eentral-Verwaltnng der Rheinprovinz,

Carl Frericks Hierselbst den Königlichen Kronenorden
4. Klasse zu verleihen.

L. Ko mm un al - V e rw alt un g.

Die Wahl des Fabrikbesitzers Wilhelm Bolten zum
Beigeordneten der Stadt Kettwig ist diesseits bestätigt.

Ernannt sind: der Gutsbesitzer Daniel Morian zum

ersten und der Kaufmann Friedrich Knellessen zum

zweiten Beigeordneten der Bürgermeisterei Beeck, der

bisherige zweite Beigeordnete, Ackerer Johann Weyers,

zum ersten und der Ackerer Johann Wilhelm Drillges

zum zweiten Beigeordneten der Bürgermeisterei Glehn,

der Laudwirth Heinrich Hubert Cappel zum dritten

Beigeordneten der Bürgermeisterei Norf, der Gutsbesitzer

Gottfried Schoenen zum zweiten Beigeordneten der
Bürgermeisterei Norf.

L. S ch u l-V erw altun g.

Der Pfarrer Bruch zu Hückeswagen ist zum Lokal-

Schulinspektor der evangelischen Volksschule daselbst
ernannt worden.

Die Lokal-Schnlinspektion über die katholischen Schulen

der St. Gertrudisgemeinde zu Essen ist an Stelle des
erkrankten Oberlehrers Dr. Geuer dem Königlichen

Kreis-Schulinspektor Herrn Plagge daselbst übertragen
worden.

Ernennungen von Lehrern und Lehrerinnen im Laufe
des Monats Juni,

k. provisorisch.

1. Bolten, Leonard, an der evang. Volkssch. zu

Siepen. 2. Breuer, Jakob, an einer Volkssch. des
Stadtkreises Barmen. 3. Commes, Theodor, an der

kath. Volkssch. zu Waldhausen. 4. Dattenberg, Heinrich,
an einer Volkssch. der Stadtbürgermeisterei M.-Glad-

bach. 5. Degenhardt, August, an der evang. Volkssch.

zu Uerdingen. 6. Giesbert, Wilhelmine, an einer

Volkssch. der kath. St. Gertrudis-Gemeinde zu Essen.

7. Händly, Georg, an einer Volkssch. der Stadtbürger¬
meisterei Mülheim a. d. Ruhr. 8. Harbeke, Josef, an

der kath. Volkssch. zu Bürrig. 9. Heyers, Paul, an

der kath. Volkssch. zu Schiefbahn. 10. Jäger, Emil,

an der evang. Volkssch. zu Wermelskirchen. 11. Jäger,

Gustav, an einer Volkssch. der Stavtbürgermeisterei

Ronsdorf. 12. Janßen, Emil, an der kath. Volkssch.

zu Eleve. 13. Jansen, Gerhardine, an der kath. Volkssch.

zn Eleve. 14. Häuder, Gertrud, an der kath. Volkssch.

zu Schonnebeck. 15. Lay, Johann, an der kath.

Volkssch. zu Sonnborn. 16. Liese, Maria, an einer

Volkssch. der Stadtbürgermeisterei Oberhausen. 17.

Lohmann, Hermann, an einer Volkssch. der Stadt¬
bürgermeisterei Merscheid. 18. Möders, Peter, an der

kath. Volkssch. zu Esserden. 19. Nußbaum, Christine, an
der kath. Vokssch. zu Ratingen. 20. Pistor, Emil, an einer

Volkssch. der Stadtbürgermeisterei Merscheid. 21.

Reineke, Louise, an der kath. Volkssch. zu Lützenkirchen.

22. Schlenter, Ludwig, an der kath. Volkssch. zu Ra¬

tingen. 23. Schops, Wilhelm, an der kath. Volkssch.
zu Toenisberg. 24. Schumacher, Maria, an einer

Bolkssch. der Stadtbürgermeisterei Neuß. 2S, Souder-

land, Maria, an der kath. Volkssch. zu Süchteln. 26.
Westermann, Fritz, an einer Volkssch. der Stadtbürger¬

meisterei Remscheid. 27. Wichterich, Heinrich, an der
kath. Volkssch. zu Kupferdreh.

d. definitiv.

1. Höffken, Wilhelm, an der evang. Volkssch. zu

Heidfeld. 2. Hoffmann, Carl, zum Hauptlehrer an der

evang. Volkssch. zu Döuberg. 3. Kreiselts, Sebastian,
an einer Bolkssch. des Stadtkreises Creseld. 4. Kück,

Johann Hermann, zum ersten Lehrer an der kath.
Volkssch. zu Wissel. 5. Kühler, Heinrich, an einer

Volkssch. des Stadtkreises Barmen. 6. Lemmens, Eduard,

an einer Volkssch. des Stadtkreises Creseld. 7. Marten,

Joachim, an der städt. Waisenhausschule zu Remscheid.

8. Overdick, Ewald, an der Knabenmittelschule zu Borbeck.

9. Pfeffer, Robert, zum Hauptlehrer an einer Volkssch.
des Stadtkreises Barmen. 10. Schewen. Johann, an

der kath. Volkssch. zu Hohenbudberg. 11. Siepmann,

Emma, an der kath. Volkssch zu Gerresheim. 12.

Steinbusch, Mathias Josef, zum Rektor an der Knaben-

mittelsch. zu Borbeck. 13. Uhle, Fritz, zum zweiten

Lehrer an der evang. Volkssch. zu Langenberg.
0. Steuer-Verwaltung.

Der kommissarische Rentmeister Schwartze in Dülken

ist von uns definitiv zum Königlichen Rentmeister ernannt
worden.

Der seitherige kommissarische Verwalter der Steuer-

kasse in Rheinberg, Militär-Anwärter Vorbrüggen ist

von uns zum Königlichen Rentmeister ernannt und mit
der Verwaltung d r vorgenannten Kasse definitiv betraut
worden.

K41 593. Versetzt wurden: der Stations - Vorsteher

II. Klasse August Braeckeler von Station Aldekerk nach
Station Traben-Trarbach und der Statious-Vorsteher

II. Klasse Friedrich Jans von Station Creseld nach
Station Schiefbahn.

Köln, den 30. Juni 1886.

Königliche Eisenbahn-Direktion (linksrheinisch).
H42. 609. Personal-Veränderungen

im Bezirk des Landgerichts Düsseldorf.

Der Landrichter Barre Hierselbst ist zum Direktor bei

dem Landgericht Trier und die Rechtskandidaten Fusbahn

und Erich sind zu Referendaren ernannt. Der Gerichts¬

diener Schneegans in Viersen ist auf seinen Antrag in

den Ruhestand versetzt.

Düsseldorf, den 3. Juli 1886.
Der Präsident des Königlichen Landgerichts.

K43. 611. Personalveränderungen

im Bezirke der Kaiserlichen Ober-Postdirektion in Düssedorf.
Ernannt: der Ober-Postkommissar Stößel! in Düssel¬

dorf zum Rechnungsrath.

Versetzt: der Postrath Kuntzemüller und der Postin-

spektor Tomsorde von Arnsberg nach Düsseldorf; der

Postrath Wetzel von Düsseldorf nach Frankfurt (Main);
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der Ober-Postdirektionssekretär Demoll von Düsseldorf

nach Pforzheim; der Postsekretär Haberkamp von Düssel¬
dorf nach Leinefelde; der Postsekretär Fickert von Elber-

seld nach Dresden; die Postassistenten Fischer von Aachen

nach Creseld und Klein von Creseld nach Düsseldorf.

Münchow in Essen (Ruhr) und der Ober-Telegraphen-
assistent Hoffmann in Duisburg.

Gestorben: der Ober-Telegraphenassistent Jäckel in
Elberseld.

Düsseldorf, den 1. Juli 1886.

Angestellt: der Postassistent Branß in Elberseld. Der Kaiserliche Ober-Postdirektor. I. B: Schmitz.
In den Ruhestand treten: der Ober-Postkommissar von

«44 618. Zusammenstellung
Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 102, 103, 104, 105 und 106 zur Besetzung

Bekanntm. angezeigten, gegenwärtig vakanten Dienststellen. Meldung.

4506 Lehrerstelle an der katholischen Volksschule zu Ratingen. Einkommen 1100 Mark und 75 Mark

Miethsentschädigung 14.>7.
4507 Lehrerstelle an der katholischen Volksschule zu Lobberich. Einkommen 1050 Mark und 75 Mark

Wohnungsgeldzuschuß 20./7.
4458 Lehrerstelle an der evangelischen Volksschule zu Langeuberg. Einkommen 1500 Mark und 216

Mark Miethsentschädigung, eventuell weitere 300 Mark sür Organistendienst —

4459 Lehrerinstelle an der katholischen Volksschule zu Rees. Einkommen 1000 Mark und freie Wohnung
oder 120 Mark Miethsentschädigung 30./7.

4460 Lehrerinstelle an der katholischen Volksschule zu Xanten. Einkommen 840 Mark und 150 Mark

Miethsentschädigung 18./7.

4461 Lehrerinstelle an der katholischen Volksschule zu Stoppenberg. Einkommen 900 Mark, steigend

bis 1200 Mark und 150 Mark Miethsentschädigung oder freie Wohnung. Für Reinigung
und Heizung ?c. wird entsprechende Vergütung gewährt 18./7.

4462 Lehrerstelle an der evangelischen Volksschule zu Wesel. Einkommen inkl, Wohnuugsgeldzuschuß

1350 Mark, steigend bis 1950 Mark 1./8.
4463 Lehrerstelle an der evangelischen Volksschule zu Moyland bei Ealcar. Einkommen 1170 Mark und

freie Wohnung, Vergütungen 90 Mark und 75 Mark für Organistendienst —

4508 Hülfsausseherstelle für das Gerichtsgefängniß in Duisburg —

4574 Lehrerstelle an der katholischen Volksschule zu Kessel. Einkommen 1170 Mark neben freier Wohnung
Wohnung mit Garten 1./8.

4537 Hauptlehrerstelle an der katholischen Volksschule zu Vogelheim. Einkommen 1500 Mark, steigend

von 5 zu 5 Jahren um je 50 Mark, neben freier Wohnung. Für Reinigung, Heizung :c.

wird entsprechende Vergütung gewährt in 14 Tagen.

4575 Lehrerinstelle an der katholischen Volksschule zu Calcar. Einkommen 750 Mark, 120 Mark

Miethsentschädigung und 48 Mark für Privatheizung. 21.>6.

Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. — Gedruckt bei L. Voß K Co., Königlichen Hofbuchdruckern in Düsseldorf,
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